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Der Richtplan ist das zentrale Pla-
nungsinstrument der Kantone. Sie
zeigen darin auf, wie in ihrem Ge-
biet die zahlreichen raumwirk -
samen Tätigkeiten des Bundes, des
Kantons und der Gemeinden auf-
einander abgestimmt werden, und
setzen Prioritäten. So entsteht ein
behördenverbindlicher Plan, der
vorzeichnet, wie mit Blick auf die
erwünschte räumliche Entwicklung
gehandelt werden soll.

Der Kanton Zürich soll auch in Zukunft
ein attraktiver Standort für Bevölke-
rung und Wirtschaft sein. Doch wie soll
er in 20, 50 oder 100 Jahren aussehen?
Antworten auf diese Frage liefert der
kantonale Richtplan als strategisches
Planungsinstrument des Kantons. Mit
einem Horizont von mindestens 25
Jahren können räumliche Chancen

und Potenziale frühzeitig erkannt und
gezielt genutzt werden.
Dabei stellt der kantonale Richtplan
nicht den Entwurf eines gewünschten
Endzustandes dar. Vielmehr ist er ein
Prozessplan, um die jeweils nächste
Etappe der räumlichen Entwicklung zu
koordinieren und zu lenken. Das kann
beispielsweise die Netze des öffentli-
chen Verkehrs, die Naturschutzgebiete
von kantonaler Bedeutung oder die
Standorte für Abfallentsorgungsanla-
gen betreffen. Aufgrund des Verfah-
rens dient er auch dazu, die Bevölke-
rung frühzeitig zu informieren und mit-
wirken zu lassen.

Was in den Richtplan kommt

Der Richtplan des Kantons Zürich be-
steht aus Karte und Text sowie einem
Erläuterungsbericht. Im Richtplantext

werden Ziele, Karteneinträge und Mass -
nahmen festgehalten, wobei er in die
Bereiche «Raumordnungskonzept»,
«Siedlung», «Landschaft», «Ver  kehr»,
«Versorgung, Entsorgung» und «Öf-
fentliche Bauten und Anlagen» geglie-
dert ist. Karte und Text weisen dabei
zahlreiche Querbezüge auf und sind
deshalb als untrennbare Einheit zu ver-
stehen.
Ob ein Vorhaben überhaupt im kanto-
nalen Richtplan festgelegt wird, orien-
tiert sich an dessen Auswirkungen auf
Raum und Umwelt sowie am Abstim-
mungsbedarf. Als richtplanrelevant gilt
ein Vorhaben, wenn mindestens eines
der folgenden Kriterien zutrifft:

•  Räumlich: Die Standortfestlegung
führt zu weitreichenden Auswir-
kungen auf die räumliche Entwick-
lung, insbesondere auf Bodennut-
zung, Verkehr, Besiedlung oder Um-
welt.
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Mit dem Richtplan soll die jeweils nächste Etappe der räumlichen Entwicklung koordiniert und
gelenkt werden.

Quelle aller Abbildungen: ARE



•  Organisatorisch: Die Standortfestle-
gung weist Schnittstellen zu ande-
ren raumwirksamen Tätigkeiten auf
oder bedingt die Mitwirkung meh-
rerer Akteure mit unterschiedlichen
Interessen.

•  Politisch: Die Standortfestlegung ist
längerfristiger Natur, bindet erhebli-

che finanzielle Ressourcen, kann in
ihren Auswirkungen nicht sicher
eingeschätzt werden oder erscheint
aus weiteren Gründen politisch um-
stritten.

Das Raumordnungskonzept als
übergeordneter Wegweiser

Grundlegender Bestandteil des Richt-
plans ist das Raumordnungskonzept
für den Kanton Zürich (ROK-ZH). Es bil-
det den übergeordneten Wegweiser
für die angestrebte Entwicklung. Das
ROK-ZH definiert zum einen fünf Leit -
linien, zum andern werden fünf Hand-
lungsräume unterschieden. Diese tra-
gen den vielfältigen räumlichen Struk-
turen Rechnung und ermöglichen eine
differenzierte Entwicklung. Im Vorder-
grund steht die Stärkung der sich er-
gänzenden Qualitäten von städtischen
und ländlichen Räumen. Nachfolgend
werden die fünf Handlungsräume kurz
skizziert.
Stadtlandschaft – Dynamik ermögli-
chen: Die vier Stadtlandschaften Zürich,
Limmattal, Glattal und Winterthur
zeichnen sich durch eine hohe Nut-
zungsdichte und Entwicklungsdyna-
mik aus. Hier liegen grosse Potenziale
an hervorragend erschlossenen Lagen.
Urbane Wohnlandschaft – massvoll
entwickeln: An den Ufern des Zürich-
sees, in Teilen des Zürcher Oberlandes

sowie im direkten Umfeld von Gemein-
den mit regionaler Zentrumsfunktion
bestehen Raumstrukturen, die einen
hohen Grad an Urbanität und ein über-
durchschnittliches Bevölkerungswachs -
tum aufweisen. Dies ist vor allem auf
die kurzen Wege zu städtischen Zent -
ren und zu attraktiven Naherholungs-
gebieten zurückzuführen.
Landschaft unter Druck – stabilisieren
und aufwerten: Angrenzend an die
dicht besiedelten Gebiete erhöht sich
der Druck auf die offene Landschaft.
Die Grenzen zwischen Siedlung und
Landschaft werden unschärfer. Die
verschiedenen Ansprüche an die Land-
schaft stehen oft in Konkurrenz zuein-
ander.
Kulturlandschaft – Charakter erhalten:
In Teilen der Regionen Knonaueramt,
Oberland, Unterland, Weinland und
Winterthur finden sich weitgehend 
intakte Landschaften. Diese werden
durch den Strukturwandel der Land-
wirtschaft immer stärker beansprucht
und drohen ihren besonderen Charak-
ter zu verlieren.
Naturlandschaft – schützen und be-
wahren: Naturlandschaften zeichnen
sich durch zusammenhängende Land-
schaftskammern und besonders wert-
volle Lebensräume aus. Zu den Kern-
elementen zählen die Fliessgewässer,
die durch eine naturnahe und ästheti-
sche Gestaltung viel Aufwertungs -
potenzial bieten.
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Dynamik der Stadtlandschaft ermöglichen. Urbane Wohnlandschaften massvoll entwicklen.

Wohin steuert die Diskussion 
der Raumentwicklung?
Das Siedlungswachstum hat in der Schweiz eine
breite Debatte über die Raumplanung ausgelöst.
Dabei stossen die Forderungen nach einem
schonenden Umgang mit der unbebauten Land-
schaft bei der Bevölkerung auf Zustimmung, wie
beispielsweise das Ja zur nationalen Zweitwoh-
nungsinitiative und zur Kulturlandinitiative im
Kanton Zürich zeigen. Auch die Teilrevision des
Raumplanungsgesetzes durch den National-
und Ständerat, die als indirekter Gegenvorschlag
zur Landschaftinitiative zu verstehen ist, zielt auf
die haushälterische Nutzung des Bodens ab.
Der Kanton Zürich ist für die Diskussion über eine
nachhaltige Raumplanung gewappnet. Mit dem
kantonalen Richtplan verfügt er über ein geeig-
netes, vom Bund anerkanntes Instrument, das
die langfristige räumliche Entwicklung steuert,
die Siedlungsentwicklung nach innen fördert
und wertvolle Landschaftsräume schützt und er-
hält. Das unterstrich auch ein Kantonsmonito-
ring von Avenir Suisse im Jahr 2010. In der ersten
vollständigen Erhebung der kantonalen Instru-
mente zur Siedlungssteuerung schnitt der Kan-
ton Zürich am besten ab.



Regionale Planungsverbände 
als wichtige Partner

Von grosser Bedeutung sind im Kanton
Zürich die elf regionalen, öffentlich-
rechtlichen Planungsverbände, in de-
nen die 171 Gemeinden zusammenge-
schlossen sind. Sie sind für die Erarbei-
tung der regionalen Richtpläne verant-
wortlich, welche die Raumplanung auf
der Basis des kantonalen Richtplans
konkretisieren. Festgesetzt werden die
regionalen Richtpläne vom Regie-
rungsrat.
Die Struktur der regionalen Richtpläne
ist weitgehend dieselbe wie im kanto-
nalen. Dessen Vorgaben werden auf
die Bedürfnisse der einzelnen Region
abgestimmt. Im Bereich Siedlung bei-
spielsweise werden Arbeitsplatzgebie-
te oder Gebiete mit hoher und tiefer
Dichte ausgeschieden, im Bereich
Landschaft werden Vernetzungskorri-
dore genannt und im Bereich Verkehr
die Fuss- und Wanderwege festgelegt.

Gegenstromprinzip 
statt Planhierarchie

Raumplanung stellt eine Gemein-
schaftsaufgabe von Bund, Kanton, Re-
gionen und Gemeinden dar. Richtplä-
ne auf kantonaler, regionaler und kom-
munaler Stufe müssen als sich ergän-
zende Planungsinstrumente verstan-

den werden, damit sie ihre volle Wir-
kung entfalten. Deshalb dürfen sich die
Planungsstufen auch nicht widerspre-
chen. Das heisst: Der kantonale Richt-
plan muss mit den Sachplänen überein-
stimmen, die vom Bundesrat verab-
schiedet werden. Die regionalen Richt-
pläne wiederum konkretisieren den
kantonalen Richtplan und sind in den
kommunalen Richt- und Nutzungsplä-
nen umzusetzen. 
Diese Widerspruchsfreiheit wird aller-
dings nicht erreicht, indem eine über-
geordnete staatliche Behörde (z. B.
Bund) der untergeordneten (Kantone)
ihre Vorgaben diktiert. Vielmehr wird
das sogenannte Gegenstromprinzip
angewendet: Jede Ebene soll für ihre
Planungsstufe Verantwortung über-
nehmen, muss dabei aber selbstver-
ständlich die Planungen der über- wie
untergeordneten Ebene beachten.
Oder anders ausgedrückt: Der Einzel-
raum (Gemeinde, Region, Kanton) soll
sich in den Gesamtraum einfügen, im
Gegenzug soll die Ordnung des Ge-
samtraums (Bund, Kanton, Region)
den Gegebenheiten und Erfordernis-
sen seiner Einzelräume Rechnung tra-
gen. Die Pläne werden also in partner-
schaftlicher Zusammenarbeit abge-
stimmt. Überzeugende, nachvollzieh-
bare Argumente sind dabei der Schlüs-
sel zum Erfolg.
Im Kanton Zürich zeigt sich das Gegen-
stromprinzip in der regelmässigen Ab-

stimmung mit den regionalen Pla-
nungsverbänden, die parallel zur Ge-
samtüberprüfung des kantonalen
Richtplans die Gesamtüberarbeitung
der regionalen Richtpläne an die Hand
genommen haben. Es verweist aber
auch auf den engen Austausch mit den
Gemeinden im Rahmen von sogenann-
ten Gemeindekonferenzen.

Für Behörden aller Stufen 
verbindlich

Der Richtplan ist für die Behörden aller
Stufen verbindlich, allerdings in be-
schränkter Tragweite. So ändert er
nichts am bestehenden Recht, sondern
wirkt nur im Bereich gesetzlicher Er-
messens- und Beurteilungsspielräume.
Er ist weder parzellenscharf noch grund -
eigentümerverbindlich.
Die für Grundeigentümer verbindliche
Konkretisierung erfolgt insbesondere
mit der Nutzungsplanung auf Gemein-
deebene. Indirekt wirkt sich der Richt-
plan auf die Grundeigentümer aus, in-
dem er grundsätzliche Vorgaben für die
kommunale Nutzungsplanung enthält
und dadurch die Weichen für die par-
zellenscharfe und grundeigentümer-
verbindliche Festlegung der Nutzungs-
ordnung stellt. Allerdings beschränken
sich die kantonalen und regionalen
Richtpläne dabei auf die Wahrneh-
mung der überörtlichen Interessen.
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Charakter von Kulturlandschaften erhalten.Landschaften unter Druck stabilisieren und aufwerten.



Aufgrund der Behördenverbindlichkeit
können Private den kantonalen Richt-
plan nicht anfechten. Im Rahmen von
Rechtsmittelverfahren bei Nutzungs-
planstreitigkeiten haben sie jedoch die
Möglichkeit einer sogenannten vorfra-
geweisen Überprüfung des Richtplans.
Gemeinden können sich derweil 
durch eine Gemeindeautonomie be-
schwerde gegen den Erlass des 
Richtplans wehren, wenn es um die
Wahrnehmung ihrer kommunalen Pla-
nungsautonomie geht.

Alle zehn Jahre 
eine Gesamtüberprüfung

Das Raumplanungsgesetz sieht vor,
dass die Kantone ihre Richtpläne alle
zehn Jahre gesamthaft überprüfen und
nötigenfalls anpassen. Im Kanton
Zürich ist die aktuelle Gesamtüberprü-
fung seit 2007 im Gang. Zuletzt wur-

den die Richtplandokumente gestützt
auf die Einwendungen zur öffentlichen
Auflage überarbeitet. Im März 2012
hat der Regierungsrat die Vorlage an
den Kantonsrat überwiesen. Derzeit
sind die Beratungen in den kantonsrät-
lichen Kommissionen im Gang. Im An-
schluss daran wird der Richtplan durch
den Kantonsrat festgesetzt und erlangt
damit für alle kantonalen Behörden
Verbindlichkeit. Mit der abschliessen-
den Genehmigung durch den Bundes-
rat sind dann auch die Bundesstellen
und die Nachbarkantone an die Vorga-
ben gebunden.
Der kantonale Richtplan stellt letztlich
immer eine Momentaufnahme von
Zielen, anvisierten Vorhaben und Um-
setzungsschritten dar. Um neuen Er-
kenntnissen Rechnung zu tragen,
genügt es nicht, den Richtplan alle
zehn Jahre gesamthaft zu überprüfen.
In der Zwischenzeit sind auch Teilrevi-
sionen nötig, um die raumwirksamen

Tätigkeiten «auf Kurs» zu halten. Dies
soll im Kanton Zürich künftig in kürze-
ren Intervallen geschehen. So kann 
einerseits zeitgerecht auf heute nicht
absehbare oder noch unsichere Ent-
wicklungen reagiert werden. Anderer-
seits tragen häufigere, dafür kleinere
Teilrevisionen dazu bei, die Komple-
xität der einzelnen Richtplanvorlagen
zu reduzieren und die Richtplanbera-
tung im Kantonsrat dauerhaft miliz-
tauglich zu halten. Im Interesse einer
einheitlichen Raumentwicklung wird
dabei wesentlich sein, dass sich diese
Teilrevisionen vermehrt an Räumen an-
stelle von Themen orientieren.
Der Richtplan des Kantons Zürich ist
unter www.richtplan.zh.ch verfügbar.
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Anpassungsbedarf 
über den Richtplan hinaus
Aufgrund der jüngsten politischen Entwicklun-
gen (z. B. Kulturlandinitiative) gewinnt das The-
ma Siedlungsentwicklung nach innen an Bedeu-
tung. Der Kanton Zürich wird sich deshalb in den
kommenden Monaten und Jahren noch intensi-
ver mit strategischen und normativen Fragen zur
«richtigen» Dichte in den Siedlungsgebieten be-
fassen müssen. Um praxistaugliche und kon-
sensfähige gesetzliche Rahmenbedingungen
entwickeln zu können, sind die Anliegen breiter
Interessens- und Expertenkreise frühzeitig ein-
zuholen. Denn die Erfahrung hat gezeigt: Die Er-
höhung der Dichte und das Ausschöpfen der Po-
tenziale in den Bauzonen setzen massgeschnei-
derte, breit abgestützte Prozesse in den Regio-
nen und Gemeinden voraus.
Neben der breit zu führenden Diskussion über
Dichte stellt sich auch die Frage, wie die kanto-
nalen Tätigkeiten noch konsequenter auf die er-
wünschte Raumentwicklung hin gebündelt wer-
den können. Der Regierungsrat hat deshalb be-
schlossen, die Erarbeitung einer langfristigen
Raumentwicklungsstrategie für den Kanton
Zürich an die Hand zu nehmen (siehe auch Sei -
te 9). Für einen Betrachtungszeitraum, der weit
über 2030 hinausreicht, sollen innerhalb der
kantonalen Verwaltung das gemeinsame Ver-
ständnis und die Koordination der raumwirk-
samen Tätigkeiten nachhaltig gefördert werden.
Von Interesse ist ins besondere, welcher Nutzen
für die Raumentwicklung durch Instrumente und
Prozesse in anderen Politikbereichen erzielt wer-
den kann.

Naturlandschaften schützen und bewahren.


